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Vorwort 

Die Anforderungen des beruflichen Alltags an Sie als Führungskraft wachsen stetig. Sie 
sollen stets den Überblick über die komplexen Fragestellungen in Ihrem Unternehmen 
haben und dabei Ihre eigenen Interessen in der richtigen Gewichtung nicht unbeachtet 
lassen. Im Rahmen Ihrer beruflichen Tätigkeiten ist es wichtig zu wissen, ob Sie ein 
leitender Angestellter sind und ob Sie als leitender Angestellter Kündigungsschutz inne-
haben. Denn gerade die Weichenstellung beim Abschluss von Anstellungsverträgen wird 
immer diffiziler.  

Das Buch stellt anhand von Fallbeispielen die einzelnen Lösungen und Sachverhaltsfra-
gen einer Führungskraft dar, und zwar vom Beginn der Tätigkeit bis zu dessen Beendi-
gung. Die aktuelle Rechtsprechung wurde bei den Erläuterungsbeispielen herangezogen. 
Der Leser erhält zahlreiche Praxistipps, insbesondere für die Vertragsgestaltung und für 
die Beendigung eines Führungskräftevertrages. Die Schwerpunkte des Buches liegen 
insbesondere bei den Fragen der Veränderung einer Position und der so genannten 
schleichenden und allmählichen Versetzung durch die einseitige arbeitgeberseitige Ver-
änderung des Aufgabengebietes, bei der Beendigung des Vertragsverhältnisses und den 
hier notwendigen Regelungsaspekten sowie bei der Darstellung der variablen Gestaltung 
von Gehaltsbezügen. Auch die Problemstellung der betrieblichen Altersversorgung wird 
angesprochen. Das Buch zeigt die unterschiedlichen Handlungsalternativen auf und 
weckt für Sie als Führungskraft das individuelle Problembewusstsein im Führungsalltag.  

Wir haben die entsprechenden Kapitel vom Beginn der Tätigkeit bis zur Beendigung 
durch strukturierte Inhaltsangaben nach Themenbereichen gegliedert. Es beginnt mit 
dem Anstellungsvertrag als Führungskraft und führt die inhaltliche Aufgabenstellung 
fort. Insbesondere Inhalte des Anstellungsvertrages, die Rechte und Pflichten hieraus, 
werden im Einzelnen dargestellt. Auch die besonderen Fragen der kollektivrechtlichen 
Vertretung durch das Organ des Sprecherausschusses bis hin zu den Fragen der Haftung 
sind Gegenstand unserer Erörterungen. Die Fragen der Beendigung des Vertragsverhält-
nisses, einschließlich der Fragen der Altersversorgung, der Altersteilzeit und des Vorru-
hestandes, werden ebenso angesprochen. Die Themen werden allgemein nach den ar-
beitsrechtlichen Grundsätzen abgearbeitet. Infolgedessen wendet sich dieses Buch ganz 
speziell an Sie als Manager und Führungskraft, unter besonderer Berücksichtigung Ihrer 
Rechtsfragen. 

Sicherlich dient dieses Buch nicht dazu, Ihnen jegliche juristische Fragestellung im De-
tail zu lösen. Aufgrund der Komplexität des Themas können daher die einzelnen Fragen 
und Tipps für die praktische Lösung nur angedeutet werden. Im Einzelfall wird es daher 
notwendig sein, die persönliche Fragestellung vertiefend unter Zuhilfenahme juristischer 
Beratungsangebote zu prüfen und weiterzuverfolgen. Unser Ziel ist es, Ihnen einen 
grundsätzlichen Lösungsweg für die aufgeworfenen Fragestellungen anzubieten. 
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Besonders danken möchten wir an dieser Stelle den mitverantwortlichen Bearbeitern 
dieses Buches, Frau Rechtsanwältin Barbara Siemes, Frau Rechtsanwältin Leona Sofie 
Wollschläger, Herrn Rechtsanwalt Marc Repey und Herrn Rechtsanwalt Sven Gauder-
nack in unserer Kanzlei. Unser Dank gilt aber auch allen Mitarbeiter in der Kanzlei, die 
zum Gelingen des Buchprojektes beigetragen haben.  
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1 Leitender Angestellter – Who is who? 

In den letzten Jahren haben die geänderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im 
Zuge zunehmender Globalisierung zu einer verstärkten Unternehmensumstrukturierung 
geführt. Diese Entwicklung wird in Deutschland und Europa anhalten, so dass im Durch-
schnitt pro Jahr allein in Deutschland ca. 200.000 sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse verloren gehen. Diese Umstrukturierung hat auch Führungskräfte 
erfasst, und es lässt sich der Trend erkennen, dass immer mehr Unternehmen versuchen, 
klassische hierarchische Strukturen abzubauen und ihre Mitarbeiter durch Übertragung 
von größeren Kompetenzen einzubinden und zu motivieren. Als Folge dieses Prozesses 
werden nun verstärkt ehemals typische Arbeitgeberfunktionen durch Angestellte wahr-
genommen. Für diese Angestellten stellt sich im Einzelfall stets die Frage, ob ihre he-
rausgehobene Stellung in der allgemeinen Arbeitnehmerhierarchie sie bereits zu so ge-
nannten leitenden Angestellten macht oder nicht. Die Bedeutung dieser Fragestellung 
erschließt sich, wenn die Vielzahl der arbeitsrechtlichen Sonderregelungen für leitende 
Angestellte betrachtet wird, auf die im Folgenden noch einzugehen ist. Daher soll zu-
nächst geklärt werden, welcher Arbeitnehmer tatsächlich leitender Angestellter ist und 
wer die Anforderungen an diesen Status nicht erfüllt. Im Anschluss daran sollen die für 
einen leitenden Angestellten wichtigsten Besonderheiten ausführlich dargestellt werden. 
Dabei folgt der gewählte Aufbau dem Verlauf eines typischen Arbeitsverhältnisses, so 
dass je nach der aktuellen beruflichen Situation eine gezielte Information erleichtert 
wird. 

1.1 Warum Sie über die Begriffe Bescheid wissen 
sollten 

Die meisten „leitenden Angestellten“ sind in Wahrheit vor dem Gesetz gar nicht „lei-
tend“, auch wenn ihre Anstellungsverträge etwas anderes suggerieren. In der Regel ist es 
aber nicht unbedingt nachteilig, kein leitender Angestellter im technischen Sinne der 
deutschen Gesetze zu sein, da man auf diesem Wege in den Genuss vielfältiger Arbeit-
nehmerschutzgesetze kommt. Lassen Sie sich deshalb nicht von Ihrem Arbeitgeber oder 
Anstellungsvertrag ins Boxhorn jagen – leitende Angestellte haben mehr Schutzrechte 
als allgemein bekannt.  

Ausschlaggebend ist oft allein die ausgeübte Tätigkeit und nicht die Bezeichnung im 
Vertrag. 
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Die Bedeutung der Statusbeurteilung ist vor allem entscheidend für Verhandlungstakti-
ken bei Krisen im Anstellungsverhältnis. Daher ist es unumgänglich, als Führungskraft 
vor allem über den eigenen rechtlichen Status Bescheid zu wissen. 

1.2 Manager und Führungskraft 

Die Berufsbezeichnung „Manager“ erfreut sich wachsender Beliebtheit, wobei oftmals 
unklar bleibt, wie der so Genannte denn tatsächlich tätig wird. Folgt man dem direkten 
Wortsinn des dem englischen Sprachraum entnommenen Begriffes, so ist Manager der-
jenige, der ein Unternehmen lenkt bzw. führt. Der modern klingende Begriff Manager 
entspricht damit der weniger spektakulären Berufsbezeichnung der Führungskraft. Ma-
nager bzw. Führungskräfte können die unterschiedlichsten Positionen bekleiden. Wäh-
rend es in kleineren Firmen typischerweise der Inhaber selbst ist, der sein Unternehmen 
führt, kann man in großen Firmen in der Regel mehrere Leitungsebenen finden. So un-
terscheidet man häufig die so genannte oberste, mittlere und die untere Management-
ebene, wobei diese Abstufung in Anlehnung an die jeweils übertragene Entscheidungs- 
bzw. Führungskompetenz erfolgt. Auch die leitenden Angestellten eines Unternehmens 
nehmen an der Unternehmensführung teil, wobei sie klassischerweise im mittleren bzw. 
obersten Management anzutreffen sind. Damit gehören sie zu den Führungskräften, was 
die grundsätzliche Frage aufwirft, welche Kriterien ein Angestellter zu erfüllen hat, um 
als leitender Angestellter angesehen zu werden. Betrachtet man die gesetzlichen Vor-
schriften, die sich mit den Rechten und Pflichten von leitenden Angestellten befassen, so 
ist festzustellen, dass es keinen einheitlichen gesetzlichen Begriff gibt. Vielmehr bieten 
die einzelnen Normen ihrer jeweiligen Zielsetzung entsprechend verschiedene Definiti-
onsansätze, worauf im Folgenden noch einzugehen ist. Werden die vorhandenen Legal-
definitionen miteinander verglichen, so sind einige gemeinsame Kernaussagen zu finden, 
die eine allgemeine arbeitsrechtliche Begriffsbestimmung erlauben. Im allgemeinen 
arbeitsrechtlichen Sinne sind leitende Angestellte zunächst einmal Arbeitnehmer, da sie 
auf Grundlage eines privatrechtlichen Vertrages für einen Dritten zur Dienstleistung in 
persönlicher Abhängigkeit verpflichtet sind. Darüber hinaus stehen leitende Angestellte 
aufgrund der ihnen übertragenen Rechte und Pflichten sowie ihrer Stellung im Unter-
nehmen dem Arbeitgeber näher als die übrigen Arbeitnehmer. Damit kann die Stellung 
eines leitenden Angestellten als betriebliche Zwitterstellung angesehen werden, die zum 
Teil mit dem Begriff des „angestellten Unternehmers“ treffend umrissen wird. Aus die-
ser „Arbeitgebernähe“ folgt ein besonderes Vertrauensverhältnis, aus dem jeder Seite 
spezielle Treuepflichten erwachsen. Von einem leitenden Angestellten wird darüber 
hinaus ein erhöhtes Maß an Arbeitsleistung erwartet. Auch treffen ihn erhöhte Rechen-
schafts-, Prüfungs-, Warnungs- und Überwachungspflichten. Wegen der zum Teil weit 
reichenden Konsequenzen, die sich aus der Stellung eines leitenden Angestellten erge-
ben, wird der allgemeine arbeitsrechtliche Begriff als nicht ausreichend für eine zuver-
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lässige abschließende Statusbestimmung gesehen. Im Folgenden soll daher anhand der 
im Betriebsverfassungsgesetz sowie im Kündigungsschutzgesetz verwandten Legaldefi-
nitionen dargestellt werden, welche zusätzlichen besonderen Kriterien noch erfüllt wer-
den müssen, um tatsächlich von einem leitenden Angestellten sprechen zu können. Dies 
ist umso wichtiger, als Arbeitgeber und Arbeitnehmer selbst häufig für die Beurteilung, 
ob ein Mitarbeiter nun leitender Angestellter ist oder nicht, Maßstäbe anlegen, die den 
weitaus strengeren gesetzlichen Bestimmungen in den genannten Gesetzen nicht ent-
sprechen. Diese Fehleinschätzung kann erhebliche rechtliche und finanzielle Folgen 
haben. 

1.3 Leitender Angestellter nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz und dem 
Kündigungsschutzgesetz 

1.3.1 Leitender Angestellter im Sinne des 
Betriebsverfassungsgesetzes 

Die detaillierteste gesetzliche Definition zum Begriff des leitenden Angestellten enthält 
das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). Hier finden sich vor allem in § 5 Abs. 3 
BetrVG ausführliche Angaben, welcher Arbeitnehmer als leitender Angestellter anzuse-
hen ist bzw. wer diese Anforderung nicht erfüllt. Die Verankerung dieser umfassenden 
Legaldefinition im Betriebsverfassungsgesetz ist nicht zufällig, vielmehr wird im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes die Sonderstellung des leitenden Angestellten im Verhält-
nis zum Arbeitgeber und den übrigen Arbeitnehmern besonders spürbar. So soll das 
Betriebsverfassungsgesetz primär sicherstellen, dass Arbeitnehmerinteressen durch die 
Wahrung der Mitbestimmungsrechte des als Arbeitnehmervertretung gewählten Be-
triebsrates hinreichende Berücksichtigung sowie Absicherung erfahren. Von einem lei-
tenden Angestellten wird dagegen erwartet, dass er, obwohl durch seinen Arbeitsvertrag 
selbst Arbeitnehmer, die Interessen der Arbeitgeberseite vertritt und gegebenenfalls 
gegen den Willen der übrigen Arbeitnehmer durchsetzt. Damit befindet sich der leitende 
Angestellte, ähnlich wie der Arbeitgeber, in einem grundsätzlichen Interessengegensatz 
zu der durch den Betriebsrat präsentierten Belegschaft. Dieser Problematik trägt nun die 
Regelung des § 5 Abs. 3 BetrVG Rechnung, wonach leitende Angestellte grundsätzlich 
aus dem Geltungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes herausgenommen sind, es sei 
denn, das Gesetz sieht ausnahmsweise selbst eine Anwendbarkeit vor (z. B. in den §§ 75 
Abs. 1, 105, 107, 108 BetrVG). 
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Aus der Zielsetzung des § 5 Abs. 3 BetrVG folgt, dass der hier verwandte Begriff des 
leitenden Angestellten ein primär betriebsverfassungsrechtlicher ist. Dennoch wird die-
ser Begriff des leitenden Angestellten in der Praxis zunehmend einer Statusbestimmung 
zu Grunde gelegt, so dass dieser als die grundlegendste gesetzliche Definition des Be-
griffes „leitender Angestellter“ gewertet werden kann. 

1.3.1.1 Allgemeine Voraussetzungen 

Grundsätzlich verlangt § 5 Abs. 3 BetrVG, dass nur der leitender Angestellter sein kann, 
der nach Arbeitsvertrag und Stellung im Unternehmen oder Betrieb zumindest eine der 
in Satz 2 Nr. 1-3 näher umschriebenen Funktionen erfüllt. Daraus folgt, dass zum einen 
der zwischen den Parteien geschlossene Arbeitsvertrag zur Durchführung der übernom-
menen Aufgaben berechtigen muss (ausdrücklich oder konkludent), zum anderen es 
ebenfalls maßgeblich jedoch auf die tatsächliche Aufgabenerfüllung ankommt. Eine nur 
papiermäßige Beförderung zum leitenden Angestellten kommt daher nicht in Betracht. 
Darüber hinaus muss ein leitender Angestellter auch seinem Arbeitgeber gegenüber im 
Innenverhältnis berechtigt sein, die ausgeübte Funktion wahrzunehmen. 

1.3.1.2 Die in § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1-3 BetrVG aufgeführten Funktionen 
im Einzelnen 

Das Gesetz benennt in den Nummern 1-3 beispielhaft typische Arbeitgeberfunktionen, 
die völlig gleichwertig nebeneinander stehen. Übt ein Arbeitnehmer eine dieser Funktio-
nen berechtigterweise aus, so ist er zweifelsfrei leitender Angestellter im Sinne des § 5 
Abs. 3 BetrVG. Dazu im Einzelnen: 

� § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG: Selbständige Einstellungs- und Entlassungs-
befugnis

Nach § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG ist leitender Angestellter, wer (neben den 
vorstehend genannten Allgemeinanforderungen) zur selbständigen Einstellung 
und Entlassung von im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Ar-
beitnehmern berechtigt ist. Die Befugnis muss sich sowohl auf die Einstellung 
als auch auf die Entlassung beziehen (kumulativ), und der Angestellte muss 
(auch im Verhältnis zum Arbeitgeber) im Wesentlichen frei von Weisungen 
entscheiden dürfen. Davon kann nur gesprochen werden, sofern der betroffene 
Arbeitnehmer weder an die Mitwirkung seines Arbeitgebers noch an die inhalt-
liche Mitentscheidung über- bzw. gleichgeordneter Stellen angewiesen ist (vgl. 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 11. März 1982, AP BetrVG 1973, 
§ 5 Nr. 28). Dieser Entscheidung liegt ein Streitfall zugrunde, in dem sich die 
Parteien um den Status eines Verwaltungsdirektors streiten, der ausweislich sei-
nes Anstellungsvertrages in einem Krankenhaus zum einen die Dienstaufsicht 
über alle Mitarbeiter innehatte und dem zum anderen die Aufgabe zukam, „die 
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Einstellung der ärztlichen Mitarbeiter im Rahmen des Stellenplans und im Ver-
nehmen mit den leitenden Ärzten der Abteilung dem Direktorium vorzuschla-
gen“. Die Vorinstanz hatte hier bedenkenlos die Eigenschaft als leitender Ange-
stellter im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG anerkannt, da er im 
Außenverhältnis wie ein Arbeitgeber habe fungieren können. Dieses rechts-
wirksame Handeln Dritten gegenüber reiche aus; Beschränkungen im Innenver-
hältnis könnten den nach außen gesetzten Rechtsschein nicht erschüttern. Dieser 
Interpretation ist das Bundesarbeitsgericht entschieden entgegengetreten, indem 
es die Rechtsansicht der Vorinstanz als „Verkennung“ des Rechtsbegriffs des 
leitenden Angestellten verworfen hat. 

In der hier zitierten Entscheidung stellt das Bundesarbeitsgericht vielmehr klar, 
dass § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG von seinem Regelungsinhalt auf die spezifi-
schen Arbeitgeberfunktionen der Einstellung und Entlassung abstelle. Daher 
könne von einer vergleichbaren Rechtsposition eines Arbeitnehmers nur ge-
sprochen werden, sofern ihm diese Befugnis im vollen Umfang übertragen wer-
de. Nur in dem Fall könne eine den Status eines leitenden Angestellten begrün-
dende Gleichwertigkeit bejaht werden. 

Daraus folgt, dass auch der Titularprokurist, der nur im Außenverhältnis zur 
Einstellung und Entlassung befugt ist, kein leitender Angestellter sein kann. 
Obwohl der Wortlaut insoweit nicht eindeutig ist, verlangt die Rechtsprechung 
aufgrund einer Gesamtbetrachtung der Nummern 1-3, dass von einem leitenden 
Angestellten nur dann gesprochen werden kann, sofern sich die Personalent-
scheidungskompetenz auf einen wesentlichen Teil der Arbeitnehmer bezieht 
bzw. auf einen Teilbereich, der für den Bestand und die Entwicklung des Un-
ternehmens oder Betriebes bedeutsam ist (vgl. Bundesarbeitsgericht vom 16. 
April 2002, AP Nr. 69 zu § 5 BetrVG 1972). Dieser Wertung des Gerichts lag 
ein Streit zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber über die Wirksamkeit der Ein-
stellung eines in einer Spielbank tätigen „Bereichsleiters Automatenspiel“ 
zugrunde. Der Betriebsrat hatte der Einstellung widersprochen. Der Arbeitgeber 
verwies auf die fehlende Zuständigkeit des Betriebsrats, da es sich um einen lei-
tenden Angestellten im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG handele. Ob 
dies in tatsächlicher Hinsicht zutraf, obwohl der „Bereichsleiter Automaten-
spiel“ sich die Einstellungs- und Entlassungsberechtigung mit mehreren ande-
ren Bereichsleitern teilte, die je nach ihrem Aufgabengebiet alle nur für einen 
Teilbereich der Mitarbeiter zuständig waren, konnte vom Bundesarbeitsgericht 
nicht abschließend entschieden werden. Das Gericht stellte jedoch klar, dass die 
den § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1-3 BetrVG zugrunde liegende Systematik der Gleich-
wertigkeit der genannten Funktionen eine Beschränkung der Norm nach Sinn 
und Zweck („teleologische Beschränkung“) erforderlich mache. Daher könne 
man nicht nur auf formale Kriterien schauen, sondern es müsse immer noch si-
chergestellt sein, dass die formelle Befugnis der von § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 
BetrVG erfassten Übertragung auch in der Realität der wesentlichen Arbeitge-
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berfunktion entsprechen müsse. Davon kann nach ständiger Rechtsprechung nur 
ausgegangen werden, wenn die Befugnisse des Mitarbeiters von hinreichender 
unternehmerischer Relevanz sind. 

Zur Verdeutlichung hierzu einige Beispiele: 

Grundbeispiel: 
A leitet im Betrieb des B die Abteilung Produktentwicklung. Für diesen Bereich 
ist A laut seines Arbeitsvertrages berechtigt, selbständig Arbeitnehmer einzu-
stellen bzw. zu entlassen. Die von A geleitete Abteilung beschäftigt einen we-
sentlichen Teil der bei B insgesamt beschäftigten Arbeitnehmer. Ist A ein lei-
tender Angestellter im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG? 

Ja, denn im vorstehenden Beispielfall erfüllt A alle maßgeblichen Kriterien: So 
ist er nach Arbeitsvertrag und seiner Stellung im Unternehmen berechtigt, einen 
wesentlichen Teil der Belegschaft selbstverantwortlich einzustellen bzw. zu ent-
lassen. Indem er diese Funktion auch tatsächlich ausübt, ist A unproblematisch 
leitender Angestellter. 

Variante A: Wie im Grundbeispiel, nur muss A bei seinen Entschei-
dungen betriebsinterne Vorgaben beachten. Ändert sich dadurch etwas 
an seiner Stellung? 

Antwort: 

Sofern A weiterhin volle Entscheidungskompetenz besitzt, und er nur 
den betriebsinternen Vorgaben im Einzelnen genügt, ändert sich nichts 
an seinem Status als leitender Angestellter (vgl. die oben genannte Ent-
scheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 16. April 2002).  

Anders ist die Sachlage jedoch zu beurteilen, wenn A durch die Vor-
gaben nicht mehr eigenverantwortlich frei entscheiden kann, er z. B. 
bei seiner Entscheidung an die Zustimmung Dritter gebunden ist. In 
diesem Falle wäre § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG nicht genügt. Davon 
wiederum zu unterscheiden ist jedoch eine Fallgestaltung, bei der sich 
die Mitwirkung Dritter auf eine bloße Zweitunterschrift zur Protokol-
lierung beschränkt. Bei einer solchen Sachlage bleibt die sachliche 
Entscheidungskompetenz des A unangetastet, an seiner Stellung als lei-
tendem Angestellten ändert sich bei dieser Sachverhaltsgestaltung 
nichts (vgl. die oben genannte BAG-Entscheidung vom 16. April 
2002).  

Variante B: Wie im Ausgangsfall, nur arbeiten in der von A geleiteten 
Abteilung nur sehr wenige Arbeitnehmer. Kann A dennoch leitender 
Angestellter im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BetrVG sein? 
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Hier ist A nur dann leitender Angestellter, sofern sich seine Personal-
kompetenz auf einen für das Unternehmen bzw. den Betrieb bedeutsa-
men Bereich erstreckt. Da A die Abteilung Produktentwicklung leitet, 
kommt es darauf an, ob dieses Aufgabengebiet einen erheblichen Ein-
fluss auf die wirtschaftliche, technische, kaufmännische, organisatori-
sche oder wissenschaftliche Führung hat. Dies ist eine Tatfrage und 
muss unter Abwägung aller Einzelaspekte beantwortet werden.  

� § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BetrVG: Generalvollmacht oder Prokura 

Gemäß § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BetrVG ist leitender Angestellter, wer General-
vollmacht oder Prokura hat und die Prokura auch im Verhältnis zum Arbeitge-
ber nicht unbedeutend ist. Eine Generalvollmacht (i. S. d. § 105 AktG) liegt vor, 
sofern der Arbeitnehmer zur Führung des gesamten Geschäftsbetriebes berech-
tigt ist. Prokura ist erteilt, wenn der Arbeitnehmer berechtigt wird, alle gericht-
lichen und außergerichtlichen Geschäfte und Rechtshandlungen, die der Betrieb 
eines Handelsgewerbes mit sich bringt, selbständig vorzunehmen. Grundsätz-
lich nicht von der Prokura erfasst ist die Befugnis, Grundstücke zu veräußern 
bzw. zu belasten (vgl. §§ 48 ff. HGB). Im Innenverhältnis kann die Prokura 
wirksam beschränkt werden, im Außenverhältnis (gegenüber Dritten) ist eine 
entsprechende Beschränkung nicht möglich. 

Ausgehend von den allgemeinen Anforderungen an die Stellung eines leitenden 
Angestellten kann ein Fall des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BetrVG nur dann ange-
nommen werden, wenn der betroffene Arbeitnehmer im Innenverhältnis dem 
Arbeitgeber gegenüber in nicht unbedeutendem Umfang zum Gebrauch der im 
Außenverhältnis verliehenen Befugnis berechtigt ist. Von einer derartig bedeut-
samen Aufgabenübertragung geht das Bundesarbeitsgericht nur dann aus, so-
fern die konkret delegierten Aufgaben den in § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG um-
schriebenen Leitungsfunktionen entsprechen (vgl. BAG-Entscheidung vom 11. 
Januar 1995, AP 55 zu § 5 BetrVG 72 NZA 95, 747). In diesem Fall musste 
sich das Bundesarbeitsgericht mit dem Status mehrerer Mitarbeiter eines Unter-
nehmens beschäftigen, die Prokura besaßen und denen vom Betriebsrat der Sta-
tus als leitender Angestellter abgesprochen wurde. Der Betriebsrat machte gel-
tend, es handele sich nur formell um Leitende, deren Aufgaben hauptsächlich 
„ausführend administrativen Charakter“ hätten. Auch in dieser Konstellation 
stellt das Bundesarbeitsgericht klar, dass sich jede Statusfrage an der Systema-
tik der Tatbestandsgruppen des § 5 Abs. 3 BetrVG auszurichten habe. Wegen 
der gesetzlich bezweckten Gleichwertigkeit der erfassten Funktionen müsse si-
chergestellt werden, dass Leitender nur derjenige sein könne, der in mit den an-
deren Tatbestandsgruppen vergleichbarem Umfang Arbeitgeberfunktionen 
wahrnehme. Daher verbiete sich auch bei ausdrücklich als Prokuristen bezeich-
neten Mitarbeitern eine rein formale Betrachtungsweise. Entscheidend sei damit 
stets der Umfang der unternehmerischen Leitungsmacht. 
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Beispiel: 
B betreibt ein Autohaus mit mehreren Niederlassungen in verschiedenen be-
nachbarten Städten. Seine Niederlassung in der Stadt C ist wegen ihrer Größe 
und wegen ihres Umsatzes ein bedeutender Teil seines Gesamtbetriebes. Für 
diese Niederlassung erteilt B seinem langjährigen Angestellten A eine Nieder-
lassungsprokura. Kann A infolgedessen als leitender Angestellter im Sinne des 
§ 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BetrVG angesehen werden? 

Ja, sofern er zum einen die erteilte Niederlassungsprokura auch im Innenver-
hältnis im Wesentlichen frei umsetzen kann und zum anderen auch gewährleis-
tet ist, dass seine Tätigkeit wesentlichen Einfluss auf den Gesamtbetrieb des B 
hat. Von beidem kann hier nach dem Sachverhalt ausgegangen werden. 

Variante:
Wie der Ausgangsfall, jedoch schränkt B die Prokura im Innenverhält-
nis durch eine Verpflichtung des A ein, wonach dieser bei seiner Tä-
tigkeit die internen Richtlinien zur Personalplanung zu beachten hat. 
Hat diese interne Beschränkung der Prokura Auswirkungen auf den 
Status des A als leitenden Angestellten? 

Die Beantwortung dieser Frage hängt davon ab, wie stark die persönli-
che Entscheidungsfreiheit des A durch diese Richtlinien eingeschränkt 
wird. Kann er trotz der einschränkenden Vorgaben im Wesentlichen 
frei entscheiden, wie er die Niederlassung führt, so ist er als leitender 
Angestellter anzusehen. Würden die Richtlinien die Prokura des A im 
Innenverhältnis jedoch so stark einschränken, dass er nicht mehr ei-
genverantwortlich entscheiden und leiten, sondern vielmehr nur noch 
umsetzen kann, so ist er trotz erteilter Prokura kein leitender Angestell-
ter des B. 

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 
BetrVG zwar keine Deckungsgleichheit der Berechtigung im Innen- 
und Außenverhältnis verlangt, dass es nach der Gesamtwürdigung der 
in den Nummern 1-3 genannten und als gleichwertig erachteten Einzel-
funktionen jedoch erforderlich ist, dass die verbleibende Leitungskom-
petenz nicht unerheblich ist. 

� § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG: Sonstige Angestellte 

Während § 5 Abs. 3 S. 2 Nrn. 1 und 2 BetrVG nur einen prozentual sehr kleinen 
Personenkreis der leitenden Angestellten erfasst, enthält die Regelung des § 5 
Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG den Grundtatbestand des leitenden Angestellten. Da-
nach ist leitender Angestellter, wer regelmäßig Aufgaben wahrnimmt, die für 
den Bestand und die Entwicklung des Unternehmens oder des Betriebes von 
Bedeutung sind und deren Erfüllung besondere Erfahrungen voraussetzt, sofern 
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die Aufgabenerfüllung im Wesentlichen weisungsfrei erfolgt. Dazu im Einzel-
nen: 

� Welche Aufgaben kommen als sonstige Aufgaben im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 
Nr. 3 BetrVG in Betracht? 

Aus dem systematischen Zusammenhang ergibt sich, dass auch im Rahmen des 
allgemeinen Tatbestands des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG nur solche Aufgaben 
eine leitende Stellung begründen können, die dem Angestellten maßgebliche 
Einflussmöglichkeiten übertragen. Davon kann nach dem Gesetzeswortlaut 
zweifelsfrei ausgegangen werden, sofern Aufgaben oder Teilaufgaben berech-
tigterweise wahrgenommen werden, die für den Bestand und die Entwicklung 
des Betriebes oder des Unternehmens von Bedeutung sind. Damit wird klarge-
stellt, dass als leitende Angestellte nur solche Arbeitnehmer angesehen werden 
können, die durch ihre Tätigkeit die Unternehmensplanung beeinflussen kön-
nen. Diese Qualität ist nicht gegeben, sofern der Arbeitnehmer lediglich damit 
beauftragt wurde, Arbeitgeberentscheidungen zu vollziehen. Die von Nr. 3 ver-
langten unternehmerischen Leitungsaufgaben können aus den unterschiedlichs-
ten Aufgabenbereichen übertragen werden, wobei insbesondere an den wirt-
schaftlichen, den kaufmännischen, den organisatorischen sowie den 
wissenschaftlichen Bereich zu denken ist. Entscheidend ist weniger die konkre-
te Aufgabe als vielmehr ihre Bedeutung für die gesamte Unternehmensführung. 
So ist von einer Aufgabe im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG nur auszu-
gehen, sofern die Aufgabe als unternehmerische Teilaufgabe von nicht unbe-
deutendem Umfang wahrgenommen wird (vgl. BAG-Entscheidung vom 23. Ja-
nuar 1986, NZA 86, 484). Davon abzugrenzen sind Aufgaben, die lediglich 
einen verschwindend bedeutsamen Teilbereich der gesamten Unternehmensauf-
gaben betreffen. Erforderlich ist vielmehr, dass die sonstige Aufgabe im Sinne 
des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG den Tätigkeitsschwerpunkt bildet. Das Bun-
desarbeitsgericht beschreibt dies mit der Formulierung, dass die übertragene 
Aufgabe der Tätigkeit des Angestellten ihr Gepräge geben müsse (vgl. BAG-
Entscheidung vom 25. Oktober 1989, AP BetrVG 72, § 5 Nr. 42), wovon nur 
bei einer gewissen Regelmäßigkeit der Aufgabenerfüllung ausgegangen wird 
(vgl. BAG-Entscheidung vom 23. Januar 1986, AP BetrVG 72, § 5 Nr. 30). Der 
Begriff regelmäßig darf hierbei jedoch nicht vergangenheitsbezogen definiert 
werden, sondern er muss zukunftsbezogen verstanden werden. Damit gehören 
Arbeitnehmer, die erst seit kurzem mit Aufgaben im Sinne von § 5 Abs. 3 S. 2 
Nr. 3 BetrVG betraut wurden, zur Gruppe der leitenden Angestellten, soweit 
aufgrund der ihnen übertragenen Befugnisse und Aufgaben mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass sie diese Aufgaben regelmäßig wahr-
nehmen werden. Wer nur zur Erprobung Aufgaben wahrnimmt, wie sie die Tä-
tigkeit eines leitenden Angestellten prägen, erfüllt dagegen das Merkmal der 
Regelmäßigkeit nicht. 
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� Welche besonderen Fachkenntnisse sind im Rahmen des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 
BetrVG erforderlich? 

Die vom Gesetz verlangten besonderen Erfahrungen und Kenntnisse verlangen 
keine Formalqualifikationen, sondern können auch durch eine längere prakti-
sche Tätigkeit oder durch Selbststudium erworben werden (vgl. BAG-
Entscheidung vom 23. Januar 1986, AP BetrVG 72, § 5 Nr. 32). Entscheidend 
ist, dass dem konkreten Arbeitnehmer die Aufgabe gerade wegen seiner beson-
deren Erfahrungen und Kenntnisse übertragen wurde. 

� Weisungsfreiheit  

Das Erfordernis der Gleichwertigkeit der von Nr. 3 erfassten Aufgaben mit den 
in Nr. 1 und Nr. 2 genannten hat zur Folge, dass auch im Rahmen des § 5 Abs. 
3 S. 2 Nr. 3 BetrVG verlangt wird, dass der Angestellte seine Aufgaben im We-
sentlichen frei erfüllen kann. Für die Frage, wann von einer derartigen Wei-
sungsfreiheit gesprochen werden kann, kann auf die Ausführungen im Rahmen 
der Nrn. 1 und 2 verwiesen werden: Danach handelt jemand im Wesentlichen 
weisungsfrei, sofern er eigene Entscheidungen treffen kann bzw. aufgrund sei-
ner Stellung Fakten schaffen kann, die bei unternehmens- oder betriebsleitenden 
Entscheidungen nicht unbeachtet gelassen werden können. § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 
2. Halbsatz BetrVG wiederholt darüber hinaus den bereits dargestellten Grund-
satz, dass die Weisungsfreiheit nicht durch die Bindung an Rechtsvorschriften, 
Pläne oder Richtlinien tangiert wird, sofern in dem der Gestalt abgesteckten 
Rahmen noch Raum für eigenverantwortliches Handeln und Entscheiden im 
Sinne eigener unternehmerischer Initiative existiert. 

1.3.1.3 Gesetzliche Auslegungsregelung des § 5 Abs. 4 BetrVG 

Die Vorschrift des § 5 Abs. 4 BetrVG soll dabei helfen, die Merkmale des § 5 Abs. 3 S. 
2 Nr. 3 BetrVG auszulegen. Dies ist in den Gesetzesmaterialien zum Betriebsverfas-
sungsgesetz ausdrücklich hervorgehoben worden (BT-Drucks. 11/2503, Seiten 30, 31). 
Daraus folgt, dass Abs. 4 nur bei der Auslegung von § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG, nicht 
jedoch bei § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 und Nr. 2 BetrVG hinzugezogen werden kann. Die Cha-
rakterisierung als Auslegungsregel stellt des Weiteren klar, dass mit § 5 Abs. 4 BetrVG 
keine weiteren gesetzlichen Regelbeispiele für leitende Angestellte geschaffen werden 
sollten, sondern dass die dort genannten formellen Kriterien lediglich eine zusätzliche 
Orientierungshilfe für die Grenzfälle bieten sollen, in denen auch nach Ausschöpfung 
aller Erkenntnis- und Auslegungsmöglichkeiten Unklarheiten darüber bestehen, ob ein 
Angestellter als leitender Angestellter im Sinne des § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG ange-
sehen werden kann oder nicht. 
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Im Einzelnen bietet § 5 Abs. 4 BetrVG die folgenden Formalkriterien zur Auslegung an: 

� Bisherige Zuordnung (§ 5 Abs. 4 Nr. 1 BetrVG) 

Leitender Angestellter nach § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG ist im Zweifel derje-
nige, der anlässlich der letzten Wahl des Betriebsrates, des Sprecherausschus-
ses, der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer oder durch rechtskräftige ge-
richtliche Entscheidung den leitenden Angestellten zugeordnet wurde. 

� Leitungsebene (§ 5 Abs. 4 Nr. 2 BetrVG) 

Leitender Angestellter nach § 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 BetrVG ist im Zweifel auch 
derjenige, der der betrieblichen Leitungsebene angehört, sofern diese Führungs-
ebene mehrheitlich (= mehr als 50 %) durch leitende Angestellte besetzt ist. 

� Vergütung (§ 5 Abs. 4 Nr. 3 BetrVG) 

Enthält ein Arbeitnehmer ein regelmäßiges Jahresentgelt, das für leitende Ange-
stellte des Unternehmens üblich ist, so spricht auch dies im Zweifel für die Stel-
lung als leitender Angestellter. 

� Überschreiten der 3-fachen Bezugsgröße (§ 5 Abs. 4 Nr. 4 BetrVG) 

Bleiben nach Hinzuziehung des in § 5 Abs. 4 Nr. 3 BetrVG vorrangig zu be-
rücksichtigenden Prüfungsmaßstabes immer noch Unklarheiten, so bietet (der 
insoweit nachrangige) § 5 Abs. 4 Nr. 4 eine weitere Auslegungsregel: Danach 
ist auch der derjenige im Zweifel leitender Angestellter, der ein regelmäßiges 
Jahresentgelt erhält, welches das Dreifache der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
überschreitet. Die Bezugsgröße nach § 18 SGB IV beträgt 2006 in den alten 
Bundesländern einschließlich Berlin (West) 29.400 Euro und in den neuen 
Bundesländern 24.780 Euro. Die Gehaltsgrenze des § 5 Abs. 4 Nr. 4 BetrVG 
liegt und damit entsprechend bei 88.200 Euro (W) bzw. bei 74.340 Euro (O). 

1.3.2 Leitender Angestellter im Sinne des 
Kündigungsschutzrechts (§ 14 Abs. 2 KSchG) 

Neben der betriebsverfassungsrechtlichen Definition des § 5 Abs. 3 BetrVG trifft auch 
das Kündigungsschutzgesetz (KSchG) eine Aussage dazu, wann ein Angestellter unter 
kündigungsschutzrechtlichen Aspekten als leitender Angestellter anzusehen ist und wann 
nicht. Dabei betont der insoweit maßgebliche § 14 Abs. 2 KSchG zunächst, dass auch 
leitende Angestellte in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer grundsätzlich dem Anwen-
dungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes unterfallen. Diesen Kündigungsschutz 
genießen sie wegen dem zwischen ihnen und der Arbeitgeberseite bestehenden besonde-
ren Vertrauensverhältnisses jedoch nicht einschränkungslos, worauf im Folgenden (vgl. 
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das Kapitel 8 – „Beendigung des Vertragsverhältnisses durch Kündigung“ ab Seite 195) 
noch ausführlich einzugehen sein wird. 

Für die hier maßgebliche Statusfrage verlangt § 14 Abs. 2 KSchG, dass ein Angestellter, 
um als leitender Angestellter bewertet werden zu können, in seiner Person drei Voraus-
setzungen erfüllen muss. Diese Voraussetzungen sind im Einzelnen: 

� Eigenschaft eines leitenden Angestellten 

� Funktion als oder ähnlich wie ein Geschäftsführer oder Betriebsleiter 

� Berechtigung zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von Mitarbeitern 

Vergleicht man die beiden Definitionsansätze im Betriebsverfassungsgesetz und im 
Kündigungsschutzgesetz, so stellt man fest, dass sich die beiden Begriffe durchaus über-
schneiden, dass der kündigungsschutzrechtliche Begriff darüber hinaus jedoch in Einzel-
punkten sowohl weiter als auch enger gefasst ist. 

Überschneidungen ergeben sich bei der grundsätzlichen Statusbestimmung insofern, als 
dass beide Begriffsbestimmungen die Eigenschaft als leitender Angestellter nur dann 
bejahen, sofern der Arbeitnehmer die Unternehmenspolitik in dem ihm übertragenen 
Bereich maßgeblich beeinflusst, sofern er Weisungen erteilen kann und einen entspre-
chenden erheblichen Entscheidungsspielraum hat. 

Weiter gefasst ist der von § 14 Abs. 2 KSchG verwandte Begriff des leitenden Ange-
stellten jedoch insoweit, als dass es diese Vorschrift als genügend ansieht, dass alternativ 
eine Einstellungs- oder Entlassungskompetenz besteht. Hier verlangt § 5 Abs. 3 BetrVG 
das kumulative Vorliegen beider Kompetenzen, bevor die Eigenschaft als leitender An-
gestellter angenommen wird.  

Enger gefasst ist der Anwendungsbereich des § 14 Abs. 2 KSchG dagegen dadurch, dass 
neben den allgemeinen (deckungsgleichen) Statusmerkmalen verlangt wird, dass der 
betroffene Arbeitnehmer eine Stellung innehat, die der eines Geschäftsführers oder Be-
triebsleiters zumindest ähnlich sein muss. Die hierbei verwandte Bezeichnung als Ge-
schäftsführer ist untechnisch zu verstehen und erfasst nicht die (organschaftlichen) 
GmbH-Geschäftsführer, die gemäß § 14 Abs. 1 KSchG ausdrücklich vom allgemeinen 
Kündigungsschutz ausgenommen sind. Der gewählte Begriff soll vielmehr verdeutli-
chen, dass von einem leitenden Angestellten im Sinne des KSchG verlangt wird, dass er 
die leitenden unternehmerischen Tätigkeiten im Sinne von Führungsaufgaben wahr-
nimmt. Gleiches gilt für die Einordnung eines Angestellten als Betriebsleiters. Auch hier 
wird erwartet, dass der Angestellte die vorgesetzten Stellungen und das damit verbunde-
ne Weisungsrecht gegenüber den im Betrieb beschäftigten anderen Arbeitnehmer inne-
hat. Davon kann nicht gesprochen werden, sofern sich die Aufgaben des Angestellten 
auf die bloße Beaufsichtigung der Mitarbeitnehmer beschränkt.  

Ein weiterer maßgeblich einschränkender Unterschied beider Definitionen liegt auch 
darin, dass § 14 Abs. 2 KSchG neben der bereits erwähnten Beschränkung auf bestimm-
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te Funktionen noch verlangt, dass der als Geschäftsführer bzw. Betriebsleiter Tätige 
auch personelle Leitungsfunktionen innehaben muss. Davon kann nach Ansicht des 
Bundesarbeitsgerichts nur gesprochen werden, sofern der betroffene Angestellte, egal 
auf welcher Position er tätig ist, auch tatsächlich Einstellungs- oder Entlassungskompe-
tenz besitzt (vgl. BAG-Entscheidung vom 18. Oktober 2000, NZA 2001, 437). Diese 
Einstellungs- bzw. Entlassungskompetenz muss darüber hinaus im Wesentlichen eigen-
verantwortlich ausgeübt werden können. Daran fehlt es, sofern der Arbeitnehmer bei 
personellen Entscheidungen an die Mitentscheidung bzw. die Genehmigung von Dritten 
gebunden ist bzw. ihm zwar ein Mitspracherecht oder Vorschlagsrecht eingeräumt wird, 
es aber an einer entsprechenden Berechtigung zur tatsächlichen Umsetzung fehlt. Daraus 
folgt, dass eine maßgebliche Beteiligung lediglich an der konzeptionellen Unterneh-
mensplanung und Leitung zwar die Eigenschaft als leitender Angestellter im Sinne des 
BetrVG begründen kann, nicht jedoch im Sinne des KSchG. 

1.4 Sprecherausschüsse als Interessenvertreter 

Am 1. Dezember 1988 verabschiedete der Deutsche Bundestag das Gesetz über Spre-
cherausschüsse der leitenden Angestellten (SprAuG), das seit dem 1. Januar 1989 regelt, 
in welchem Rahmen leitenden Angestellten gesetzliche Mitbestimmungsrechte einge-
räumt werden. Dieses besonderen Gesetzes bedurfte es, da das die grundsätzlichen Ar-
beitnehmermitwirkungsgrundrechte regelnde Betriebsverfassungsgesetz die leitenden 
Angestellten gemäß § 5 Abs. 5 BetrVG ausdrücklich aus seinem Anwendungsbereich 
ausklammert. 

Das Sprecherausschussgesetz ermöglicht es, dass leitende Angestellte, die in Betrieben 
bzw. Unternehmen mit in der Regel zehn oder mehr leitenden Angestellten arbeiten, 
eigene Sprecherausschüsse bilden und wählen können. Nach den gesetzlichen Vorgaben 
kommen den Sprecherausschüssen ausschließlich Mitwirkungsrechte zu. Es sind dies 
insbesondere die Rechte auf Unterrichtung, Anhörung, Beratung und die Möglichkeit, 
Vereinbarungen zu schließen. 

Beispielhaft seien im Folgenden einige wesentliche Aufgaben und Rechte nach dem 
Sprecherausschussgesetz genannt, wobei die Auflistung nicht als abschließend verstan-
den werden soll. Wichtige Informationen zur Arbeit von Sprecherausschüssen und deren 
Betreuung von Führungskräften finden sich im Kapitel 6.7 ab Seite 127. 
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Rechte und Pflichten des Sprecherausschusses: 

� § 25 Abs. 1 SprAuG stellt klar, dass ein Sprecherausschuss nur die kollektiven 
Belange der leitenden Angestellten vertritt. Die Wahrnehmung der individuel-
len Belange des Einzelnen ist dem Ausschuss nicht gestattet; er kann diesen je-
doch in seinen Belangen unterstützen und vermitteln (§ 26 SprAuG). 

� Der Sprecherausschuss hat (wie auch der Betriebsrat für die übrigen Arbeit-
nehmer) darauf zu achten, dass die zugunsten der leitenden Angestellten gel-
tenden arbeitsrechtlichen Vorgaben eingehalten werden. Bedeutsam ist etwa die 
Beachtung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes, der auch für leiten-
de Angestellte gilt. Eine Diskriminierung wegen des Geschlechts sowie wegen 
Überschreitung bestimmter Altersgrenzen ist ebenso unzulässig. Es ist Aufgabe 
des Sprecherausschusses, etwaige Missstände im Unternehmen anzusprechen, 
festzustellen und einer konstruktiven Lösung zuzuführen. Werden Verletzungen 
kollektiv vereinbarter Rechte festgestellt, so kann der Sprecherausschuss im 
Wege eines Beschlussverfahrens die konkrete Rechtsverletzung feststellen las-
sen. 

� Der Sprecherausschuss ist zur interessengerechten Durchführung seiner Aufga-
ben rechtzeitig und vollständig vom Arbeitgeber zu unterrichten. Zu seinen 
Aufgaben zählt neben der allgemein gehaltenen Aufgabenstellung des § 25 
Abs. 1 SprAuG vor allem die Mitbestimmung bei personellen Maßnahmen. Als 
gängigste personelle Maßnahmen sind dabei die Einstellung bzw. personelle 
Veränderung (vgl. § 31 Abs. 1 SprAuG) und die Kündigung leitender Ange-
stellter (vgl. § 31 Abs. 2 SprAuG) zu nennen. Eine ohne Anhörung des Spre-
cherausschusses ausgesprochene Kündigung ist unwirksam. 

� Arbeitgeber und Sprecherausschuss können Richtlinien über Inhalt, Abschluss 
oder Beendigung von Verträgen leitender Angestellter schriftlich vereinbaren 
(vgl. § 28 SprAuG), die dann, eine entsprechende Absprache vorausgesetzt, 
unmittelbar und zwingend für die erfassten Arbeitsverhältnisse gelten. 

� Der Sprecherausschuss ist mindestens einmal im Kalenderjahr über die wirt-
schaftlichen Angelegenheiten des Betriebes/Unternehmens zu unterrichten (vgl. 
§ 32 SprAuG). 

� Es besteht ein Informationsrecht des Sprecherausschusses über geplante Ände-
rungen, die wesentliche Nachteile für die leitenden Angestellten haben können. 
Über den Ausgleich bzw. die Milderung dieser Maßnahmen muss der Arbeitge-
ber mit dem Sprecherausschuss beraten. 

� Das SprAuG sieht vor, dass mindestens einmal pro Jahr eine gemeinsame Sit-
zung mit dem Betriebsrat (vgl. § 2 SprAuG) sowie eine Versammlung der lei-
tenden Angestellten (vgl. § 15 SprAuG) stattfinden sollen. 
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1.5 Zielvereinbarungen 

Leitende Angestellte werden in der Praxis verstärkt mit dem Wunsch ihres Arbeitgebers 
konfrontiert, die konkreten Konditionen des Arbeitsverhältnisses auch mittels so genann-
ter Zielvereinbarungen zu gestalten. Zum einen erhoffen sich die Arbeitgeber bei dieser 
Vorgehensweise eine höhere Motivation ihrer Führungskräfte, zum anderen soll versucht 
werden, den immer komplexeren Wirtschaftsstrukturen durch selbständige und eigen-
verantwortliche Arbeitnehmer gerecht zu werden. Für den Einzelnen stellt sich verständ-
licherweise die Frage, was denn nun genau eine Zielvereinbarung ist und welche rechtli-
chen Folgen mit ihrem Abschluss verbunden sind. Von einer Zielvereinbarung wird 
gesprochen, sofern Arbeitgeber und Arbeitnehmer beidseitig verbindliche Absprachen 
darüber treffen, welche Ergebnisse innerhalb eines bestimmten Zeitraumes erreicht wer-
den sollen und welche Mittel dazu zur Verfügung stehen bzw. gestellt werden (die Kurz-
formel lautet: Wer? Was? Wozu? Wann? Womit?). Durch dieses Vorgehen, das her-
kömmlich als „Kontraktmanagement“ charakterisiert wird, bleibt es dem leitenden 
Angestellten freigestellt, wie genau er diese vereinbarten Ziele erreichen kann und will. 
Typischerweise werden Zielvereinbarungen über persönliche und unternehmensbezoge-
ne Ziele getroffen. Diese können ganz unterschiedlicher Art sein, häufig anzutreffen sind 
jedoch Vereinbarungen bezüglich 

� Auftragsoptimierung 

� Kostenoptimierung 

� Verbesserung von Serviceleistungen 

� Personalentwicklungskonzepten 

� Umsatz- bzw. Gewinnoptimierung 

Abzugrenzen sind Zielvereinbarungen von den so genannten Zielvorgaben. Diese wer-
den vom Arbeitgeber vorgegeben und einseitig festgelegt (im Rahmen seines allgemei-
nen Direktionsrechtes) und nicht einvernehmlich beidseitig ausgehandelt, wie es bei 
Zielvereinbarungen der Fall ist. 

Probleme ergeben sich in der Praxis häufig dadurch, dass sich die Parteien über die 
rechtlichen Folgen der getroffenen Vereinbarungen uneins sind. Als besonders streit-
trächtig haben sich dabei Zielvereinbarungen erwiesen, die die Zielerreichung mit einem 
finanziellen Bonus honorieren wollen. Dieser Fall lässt sich gerade bei leitenden Ange-
stellten häufig im Rahmen der arbeitsvertraglichen Vergütungsregelung feststellen: So 
findet sich hier fast schon standardmäßig die Formulierung, dass dem Angestellten ne-
ben seiner Festvergütung zu einem fest bezeichneten Termin ein Bonus in Aussicht 
gestellt wird, der dem Grunde und der Höhe nach vom Erreichen der vereinbarten Ziele 
abhängt. Im Zusammenhang mit diesen „finanziell versüßten“ Zielvereinbarungen erge-
ben sich erfahrungsgemäß zwei Streitpunkte: 


